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Sitzungsvorlage 
 
Beratungsfolge Datum TOP-Nr. 

Umweltausschuss 06.03.2012  

Betriebsausschuss 1 (Ausschuss für Öffentliche Ordnung, 
Sport und Kultur) 

07.03.2012 4 

Betriebsausschuss 2 (Ausschuss für Jugend, Schule und 
Soziales) 

08.03.2012  

Betriebsausschuss 3 (Ausschuss für Stadtentwicklung, 
Bau und Verkehr) 

08.03.2012  

Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2012  

Rat der Stadt 15.03.2012  

 
Betreff 
 
Flächennutzungsplan 2025 der Stadt Castrop-Rauxel  
hier:   a) Entscheidung über eingegangene Stellungnahmen 
          b) Entscheidung über die redaktionellen Änderungen und Ergänzungen 
          c) Feststellungsbeschluss des Planes und Billigung der Begründung mit 
Umweltbericht 
          d) Vorlage zur Genehmigung bei der höheren Verwaltungsbehörde 
 
 
  Finanzielle Auswirkungen 
 
 X keine haushaltsmäßige Berührung 
 
  Auswirkungen siehe Sachverhalt 
 
 
    
 
Beschlussvorschlag 
Der Rat der Stadt Castrop-Rauxel hat die vorgebrachten Stellungnahmen im Einzelnen 
geprüft und abgewogen. 
Der Rat beschließt, 
a) die abgegebenen Stellungnahmen insoweit zu berücksichtigen, wie es im beilie-

gende Abwägungsvorschlag (Anlagen 2 und 3) angegeben ist;  



b) die redaktionellen Änderungen zu berücksichtigen, indem der Flächennutzungsplan 
sowie die Begründung mit Umweltbericht wie im Sachverhalt beschrieben geändert 
werden. 

Der Rat schließt sich der Stellungnahme der Verwaltung an und erhebt diese zum Be-
schluss. 
Der Rat beschließt ferner 
c) die Feststellung des Flächennutzungsplans für das gesamte Stadtgebiet der Stadt 

Castrop-Rauxel in seiner geänderten Fassung und billigt die zugehörige Begründung 
mit Umweltbericht in ihrer geänderten Fassung.  

d) die Verwaltung wird beauftragt, den Flächennutzungsplan der Stadt Castrop-Rauxel 
einschließlich Begründung und Umweltbericht der höheren Verwaltungsbehörde zur 
Genehmigung vorzulegen. 

 
 
 
………………….. ……………………      ………….…… …………………… 
B e i s e n h e r z  G l ö ß      E c k h a r d t  D o b r i n d t 
Bürgermeister  Erste Beigeordnete     Beigeordneter  Technischer Beigeordneter 
 
 



Sachverhalt 
 

Anlass zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplans 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Castrop-Rauxel ist bereits 
am 24. Dezember 1974 in Kraft getreten. Aufgrund veränderter gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Rahmenbedingungen in den vergangenen Jahren mussten jedoch die in 
den 70er Jahren formulierten Zielvorstellungen und Schwerpunkte der Stadtentwicklung 
in zahlreichen Teilräumen überarbeitet werden. 
Die mehr als 60 Änderungsverfahren machen deutlich, dass der aus dem Jahr 1974 
stammende FNP dringend einer Gesamtüberarbeitung bedarf, um die in § 5 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) geforderte, sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Ent-
wicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der 
Gemeinde in den Grundzügen darstellen zu können und ein nachhaltiges Leitbild für die 
Entwicklung der Stadt zu erhalten. 
Um den beschriebenen Erfordernissen entsprechen zu können, hat der Rat der Stadt 
Castrop-Rauxel am 24. Februar 2005 beschlossen, für das gesamte Stadtgebiet einen 
neuen FNP aufzustellen (vgl. Sitzungsvorlage 2005/049).  
 

Ablauf des Aufstellungsverfahrens und durchgeführte Planungsschritte 
Nach dem Beschluss zur Aufstellung des FNPs erfolgte zwischen Januar und April 
2006 und damit in einem sehr frühen Planungsstadium unter der Bezeichnung „Zu-
kunftsprojekt“ eine informelle Beteiligungsrunde, die unabhängig von dem rechtlichen 
Erfordernis den im BauGB gesetzlich vorgegebenen Verfahrenschritten vorgeschaltet 
wurde.  
Nach der Ausarbeitung des Arbeitsentwurfs bis Mai 2007 erfolgte auf dessen Grundlage 
im Juni 2007 eine erneute informelle Beteiligung der Bereiche, um den Änderungsbe-
darf im rechtlich vorgegebenen Verfahren reduzieren und somit das Verfahren effektiv 
und effizient gestalten zu können. Anschließend erfolgte die Ausarbeitung des Vorent-
wurfs und der Begründung. 
Um den Mitgliedern der Ausschüsse und des Rats der Stadt Castrop-Rauxel die Mög-
lichkeit zu geben, sich im Vorfeld umfassend über die Darstellungen des FNPs zu in-
formieren, wurde ein interfraktioneller Lenkungskreis gebildet. Neben einer Auftaktver-
anstaltung im Dezember 2009 wurden zwischen Januar und April 2010 insgesamt drei 
Termine durchgeführt. 
Der Vorentwurf wurde am 24.06.2010 durch den Rat der Stadt Castrop-Rauxel be-
schlossen, um im Anschluss die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange durchführen zu können. 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte auf verschiedenen Wegen, um die 
Bürger möglichst intensiv in das Verfahren einzubinden. Neben der Bereitstellung sämt-
licher Daten im Internet und einem Aushang des Vorentwurfs wurden insgesamt drei 
Bürgerinformationsveranstaltungen angeboten, in denen der Vorentwurf und seine we-
sentlichen Inhalte stadtteilbezogen vorgestellt wurden.  
Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen der Öf-
fentlichkeit und der Behörden wurden eingehend geprüft und abgewogen. Nach einer 
Vorstellung der ersten Zwischenergebnisse in einer erneuten Sitzung des interfraktio-
nellen Lenkungskreises erfolgte schließlich die Ausarbeitung des Entwurfs des FNP. 
Nach einer weiteren Überarbeitung des Flächennutzungsplans erfolgte am 14.07.2011 
der Beschluss zur öffentlichen Auslegung des Planentwurfs durch den Rat der Stadt 
Castrop-Rauxel. 
 



 
 
 
Folgende Verfahrensschritte wurden durchgeführt: 

• Aufstellungsbeschluss (Rat)     24.02.2005 

• Beschluss des Vorentwurfs (Rat)    24.06.2010 

• Unterrichtung der Öffentlichkeit     02.11.2010 – 29.11.2010 

• Bürgerinformationsveranstaltung Nord   27.10.2010 

• Bürgerinformationsveranstaltung Mitte   08.11.2010 

• Bürgerinformationsveranstaltung Süd   11.11.2010 

• Beschluss zur öffentlichen Auslegung (Rat)   14.07.2011 

• Offenlegung des Planentwurfs (§ 3 Abs. 2 BauGB)  15.08.2011 – 23.09.2011 

Darstellungen des Flächennutzungsplans 
Aufbauend auf den Ergebnissen des Zukunftsprojekts und den derzeitigen Entwick-
lungstrends wurden Leitlinien für die Stadtentwicklung von Castrop-Rauxel formuliert. 
Die Darstellungen des FNPs orientieren sich an diesen Leitlinien, berücksichtigen 
zugleich die Vorgaben des § 5 Abs. 2 BauGB und alle bis zum 31. März 2011 vorlie-
genden Informationen, Gutachten und Fachbeiträge sowie die zu diesem Zeitpunkt gel-
tende Beschlusslage. 
Die Inhalte des FNPs sind in § 5 Abs. 2 bis 4 BauGB geregelt und umfassen Darstel-
lungen, Kennzeichnungen sowie nachrichtliche Übernahmen und Vermerke. 
Die Darstellungen bilden die für die Gemeinde bedeutsamsten Inhalte des FNPs, da sie 
die Entwicklungsvorstellungen der Gemeinde über die zukünftige Bodennutzung im 
Gemeindegebiet zum Ausdruck bringen und der Gemeinde die Durchsetzung ihrer ei-
genen Planvorstellungen ermöglichen.  
Anders als die Darstellungen des FNPs sind die Kennzeichnungen sowie die nachricht-
lichen Übernahmen und Vermerke nicht Ausdruck des planerischen Willens der Ge-
meinde. Sie sind Hinweise, die auf eine besondere Situation im Zusammenhang mit der 
Nutzung einer Fläche aufmerksam machen, oder Übernahmen von Planungen und 
sonstigen, nach anderen gesetzlichen Vorschriften festgesetzten Nutzungsregelungen. 
Im Vergleich zum FNP 1974 wurde im FNP 2025 eine generalisierende Darstellung ge-
wählt. Durch die Darstellung von Bauflächen nach der allgemeinen Art ihrer baulichen 
Nutzung gem. § 1 Abs. 1 Baunutzungsverordnung (BauNVO) bleibt die Stadt im Hin-
blick auf die konkrete Festlegung künftiger Baugebiete flexibel. Darüber hinaus wird das 
Erfordernis von Planänderungsverfahren reduziert. Auf der nachfolgenden Stufe der 
verbindlichen Bauleitplanung sind die Darstellungen dann zu konkretisieren. 
Zusätzlich wurde als Darstellungsgrenze für flächenbezogene Darstellungen eine Min-
destgröße von 1,0 ha gewählt, die insgesamt zu einer Entfeinerung der Darstellungen 
und damit verbunden zu einer besseren Übersichtlichkeit und Lesbarkeit des Plans 
führt. 
Um eine grafische Überfrachtung des FNPs zu vermeiden, wurde ein Teilplan „Techni-
sche Ver- und Entsorgung“ erarbeitet. Er wird die gleiche rechtliche Bindungswirkung 
wie der Hauptplan entfalten. Grundsätzlich sind die Darstellungen des Flächennut-
zungsplans behördenverbindlich. 



Als zusätzliche Informationsquellen sind darüber hinaus unterschiedliche Themenkarten 
(z. B. zu öffentlichen Einrichtungen, Grünflächen oder Schutzgebieten im Sinne des 
Naturschutzrechts) der Begründung beigefügt. 
Zur Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes wird im Rahmen der Neuauf-
stellung des FNPs gem. § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die 
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Die Ergebnisse 
werden in einem Umweltbericht, der Teil der Begründung ist, beschrieben und bewertet.  
Einen wichtigen Baustein des Umweltberichts bilden die Gebietsbriefe, in denen die 
Umweltauswirkungen der im FNP 2025 geänderten Flächendarstellungen differenziert 
nach den einzelnen Schutzgütern bewertet werden und die bei späteren Bebauungs-
planverfahren als Grundlage dienen sollen. 
Im Folgenden werden die zentralen Aussagen der Darstellungen des FNP 2025 zu-
sammengefasst. Die Änderungen, die sich gegenüber dem Vorentwurf bzw. Entwurf 
ergeben haben, sind in den einzelnen Themenfeldern beschrieben. 
 
Wohnbauflächen 
Vor dem Hintergrund des demographischen Wandels ist es sinnvoll, dass im Sinne ei-
ner nachhaltigen Siedlungsentwicklung die Begrenzung der Neuinanspruchnahme von 
Flächen erfolgt. Grundlegender Baustein der Wohnbauflächenbedarfsberechnung, die 
im Rahmen der landesplanerischen Anpassung mit dem Regionalverband Ruhr (RVR) 
als Träger der Regionalplanung abgestimmt wurde, ist die sich mit dem Planungshori-
zont des FNP 2025 deckende Bevölkerungsvorausberechnung 2008-2025.  
 
Die Bevölkerungsvorausberechnung prognostiziert für das Jahr 2025 eine Bevölke-
rungszahl von rund 68.400 Einwohnern. Die prognostizierte Bevölkerungszahl ist ge-
mäß dem Beschluss des Rats vom 05. Februar 2009 auch die Bevölkerungszielzahl für 
das Jahr 2025, an der die künftige Entwicklung neuer Wohnbauflächen und die Berech-
nung der weiteren Bedarfe (z. B. an Infrastruktureinrichtungen) zu orientieren ist. 
 
Der zukünftige Bedarf an Wohnbauflächen ergibt sich einerseits aus der zahlenmäßigen 
Entwicklung der Bevölkerung. Außerdem sind bei der Ermittlung des Bedarfs aber auch 
die Zahl der wohnungsnachfragenden Privathaushalte, der verfügbare Wohnungsbe-
stand sowie der steigende Wohnflächenkonsum zu berücksichtigen. Eine Folge dieser 
Entwicklung ist, dass auch bei gleich bleibender oder sinkender Bevölkerungszahl mehr 
Wohnraum nachgefragt wird und die Entwicklung zusätzlicher Wohnbauflächen erfor-
derlich werden kann. 
In der Wohnbauflächenbedarfsprognose, die sich an der Berechnungsmethode des In-
stituts für Landes- und Stadtentwicklungsforschung und Bauwesen des Landes Nord-
rhein-Westfalen orientiert, wurde zunächst ein zukünftiger Wohnbauflächenbedarf von 
52,5 ha bis zum Jahr 2025 prognostiziert und entsprechend im Vorentwurf des FNP 
2025 dargestellt.  
Im Rahmen der landesplanerischen Anpassung wurde mit dem RVR vereinbart, dass 
der Nachholbedarf, der sich aus dem bereits bestehenden Defizit zwischen verfügba-
rem Wohnungsbestand und nachfragenden Privathaushalten ergibt, nur zur Hälfte in die 
Berechnung eingehen sollte, da eine Sättigung auf dem Wohnungsmarkt zu beobach-
ten ist und die Anzahl der Haushalte und Wohnungen statistische Unsicherheiten bein-
haltet und damit deren Einfluss eingeschränkt wird. In Abstimmung mit dem RVR wurde 
der zukünftige Wohnbauflächenbedarf auf 40,8 ha korrigiert. 
Eine wesentliche Zielsetzung des FNP 2025 besteht darin, dass weitere Wohnbauflä-
chen im Grundsatz in den Siedlungsschwerpunkten gelegen sein sollen. Außerhalb der 
Siedlungsschwerpunkte beschränkt sich die Siedlungsentwicklung lediglich auf die Si-
cherung des Bestands und allenfalls örtlich bedingte Abrundungen. Zudem werden 



Umweltverträglichkeitsgesichtspunkte beachtet, durch die eine Inanspruchnahme zu-
sammenhängender Freiflächen möglichst vermieden wird. 
 
Gewerbliche Bauflächen 
Die gewerblichen Bauflächen umfassen die in der BauNVO definierten Gewerbegebiete 
und Industriegebiete. Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht 
erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. Industriegebiete hingegen dienen aus-
schließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben, und zwar vorwiegend solcher Be-
triebe, die in anderen Baugebieten unzulässig sind. 
Die geringe Arbeitsmarktzentralität und der drastische Beschäftigungsrückgang bele-
gen, dass in Castrop-Rauxel ein Erfordernis zur Schaffung wohnortnaher Arbeitsplätze 
besteht. Ein wichtiges Instrument der Gewerbeplanung und zur Schaffung neuer Ar-
beitsplätze ist nach wie vor die Bereitstellung geeigneter Flächen. 
Der zukünftige Gewerbeflächenbedarf wurde ebenso wie der Wohnbauflächenbedarf in 
enger Abstimmung mit dem RVR als Träger der Regionalplanung anhand der GIFPRO-
Methode ermittelt. Der errechnete Bedarf liegt demnach bei 28,5 ha. 
Die konsequente Wiedernutzung und Umstrukturierung ehemaliger Industrie- und Berg-
baustandorte in den vergangenen Jahren führte dazu, dass aktuell in den bereits entwi-
ckelten Gewerbegebieten rund 75,0 ha an Gewerbe- und Industrieflächen zur Verfü-
gung stehen. 
Die verfügbaren Flächenreserven übersteigen damit den vom RVR ermittelten Gewer-
beflächenbedarf. Da die vorhandenen Reserven jedoch überwiegend bereits über die 
verbindliche Bauleitplanung gesichert sind und größtenteils zusammenhängende Struk-
turwandelflächen darstellen, wird auch seitens der Regionalplanung eine weitere Zer-
splitterung oder Teilung planerisch für nicht sinnvoll erachtet. Die Darstellung der ge-
werblichen Bauflächen erfolgt im FNP 2025 demzufolge bestandsbezogen. 
 
Einrichtungen und Anlagen für den Gemeinbedarf 
Die Darstellung der Gemeinbedarfseinrichtungen erfolgt aufgrund der Bedeutung der 
Anlagen für das gesamte Gemeindegebiet und zeigt somit die infrastrukturelle Grund-
ausstattung der Stadt in ihren Grundzügen auf. Dabei sind kleinere Anlagen und Ein-
richtungen, die lediglich zur Versorgung einzelner Gebiete in Betracht kommen, im FNP 
nicht darzustellen. 
Dem FNP kommt durch die Darstellung der Gemeinbedarfseinrichtungen hauptsächlich 
eine Standortvorsorge- bzw. Standortsicherungsfunktion zu. Die konkrete Planung der 
Versorgung der Bevölkerung mit Einrichtungen des Gemeinbedarfs wird durch die sekt-
oralen Fachplanungen geleistet, deren Ziele der FNP räumlich koordiniert und darstellt. 
Im FNP 2025 werden die folgenden Einrichtungen und Anlagen für den Gemeinbedarf 
dargestellt: 
 
§ Öffentliche Verwaltung 
§ Bildungseinrichtungen 
§ Kirchen und kirchlichen Zwecken dienende Einrichtungen 
§ Sportlichen Zwecken dienende Einrichtungen 
§ Sozialen Zwecken dienende Einrichtungen 
§ Gesundheitlichen Zwecken dienende Einrichtungen 
§ Kulturellen Zwecken dienende Einrichtungen 
§ Sonstige Einrichtungen (z. B. Amtsgericht, Feuerwehr, Polizei) 

 
 



 
Zentrale Versorgungsbereiche 
Für eine räumlich ausgewogene Entwicklung des Stadtgebiets ist die Funktionsfähigkeit 
des Hauptzentrums Altstadt und der Stadtteilzentren von großer Bedeutung. Während 
die Altstadt einen großen Teil der mittelzentralen Funktionen für die Gesamtstadt erfüllt, 
kommt den Stadtteilzentren die Aufgabe der Grundversorgung für die Stadtteile zu. 
Darüber hinaus sind die Stadtteilzentren wichtige Identifikationspunkte der einzelnen 
Stadtteile, in denen Infrastruktur sowie soziale und kulturelle Einrichtungen gebündelt 
sind. 
Das Zentren- und Einzelhandelskonzept aus dem Jahr 2007 wurde im Jahr 2010 fort-
geschrieben. Mit der Fortschreibung wurde die räumliche und funktionale Abgrenzung 
der zentralen Versorgungsbereiche überarbeitet und erneut festgelegt.  
In Castrop-Rauxel werden insgesamt sechs Zentren als zentrale Versorgungsbereiche 
für die Zukunft festgelegt. Hierarchisch kommt dem Hauptzentrum Altstadt Castrop die 
größte Bedeutung zu, gefolgt von den fünf Nahversorgungszentren Lange Straße, 
Ickern, Rauxel Nord, Henrichenburg und Schwerin. Einzelhandelsbetriebe mit zentren- 
und nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten, die wichtige Frequenzbringer für den 
übrigen Einzelhandel und die Vitalität der Zentren darstellen, sollen nur noch in diesen 
zentralen Versorgungsbereichen angesiedelt werden. 
Ein wesentlicher Umsetzungsaspekt zur gesamtstädtischen Steuerung des Einzelhan-
dels besteht darin, die erwünschten Standorte planungsrechtlich für die entsprechenden 
Ansiedlungsvorhaben vorzubereiten sowie andererseits unerwünschte Standorte bzw. 
Sortimente frühzeitig bauplanungsrechtlich auszuschließen. Die ergänzende Darstel-
lung der zentralen Versorgungsbereiche und der ergänzenden Sonderstandorte im FNP 
2025 trägt hierzu bei. 
 
Verkehrsflächen 
Die Darstellung der Straßenverkehrsflächen im FNP 2025 umfasst die bestehenden und 
die geplanten überörtlichen und örtlichen Hauptverkehrsstraßen. Darin enthalten ist das 
Netz der klassifizierten Bundesfernstraßen, Landesstraßen und Kreisstraßen. 
Als Ergänzung bzw. Veränderung des Netzes der klassifizierten Straßen befinden sich 
derzeit verschiedene Maßnahmen in Planung oder in Vorbereitung. Zu den aktuellen 
Planungen des Landesbetriebs Straßenbau NRW zählen der Bau der L 654n mit Um-
gehungen der Stadtteile Merklinde und Schwerin sowie der Bau der B 474n als Verlän-
gerung der A 45 vom Autobahnkreuz Dortmund-Nordwest in Richtung Norden.  
Gem. § 5 Abs. 4 BauGB sollen Planungen und sonstige Nutzungsregelungen, die nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften festgesetzt sind, nachrichtlich übernommen werden. 
Sind derartige Festsetzungen in Aussicht genommen, sollen diese im Flächennut-
zungsplan vermerkt werden.  
Der FNP wurde nach der öffentlichen Auslegung dahingehend ergänzt, indem der Tras-
senverlauf der beiden Planungen im FNP vermerkt wurde. Der Vermerk ist eine Pflicht, 
die auf dem Gesetz beruht, bedeutet aber keine Zustimmung der Gemeinde.  
 
Freiflächen 
Im Vergleich zur Darstellung von Freiflächen im derzeit noch rechtswirksamen FNP hat 
sich der Anteil der dargestellten Freiflächen im FNP 2025 erhöht, was sich vor allem 
aus der Rücknahme der Darstellung von Gewerbe- und Industriegebieten ergibt. Zu den 
im FNP dargestellten Freiflächen gehören sowohl Grünflächen wie Parkanlagen, Dau-
erkleingärten und Friedhöfe, als auch Flächen für die Landwirtschaft, Flächen für den 
Wald und Wasserflächen. 
Die Erhaltung und Entwicklung der Grün- und Freiflächen besitzt in Castrop-Rauxel ei-
nen hohen Stellenwert. Trotz ihrer Lage im Ballungsraum verfügt die Stadt über relativ 



große zusammenhängende Freiflächen. Diese sind sowohl aus ökologischen Gründen 
als auch aufgrund ihrer Bedeutung für die Lebensqualität der Stadt unverzichtbar und 
müssen deshalb so weit wie möglich erhalten werden.  
 
Konzentrationszone für Windenergieanlagen 
Da sich seit der Darstellung der vorhandenen Konzentrationsfläche für Windenergiean-
lagen im Jahr 1998 verschiedene Rahmenbedingungen in Bezug auf die Nutzung der 
Windenergie sowohl in technischer als auch gesetzlicher Hinsicht geändert haben, wur-
de im Rahmen der Neuaufstellung des FNP 2025 das Stadtgebiet erneut auf mögliche 
geeignete Standorte untersucht. 
Um eine Einschätzung über die Eignung von Teilräumen des Castrop-Rauxeler Stadt-
gebiets für die Nutzung von Windkraft geben zu können, wurde ein Plankonzept zur 
Darstellung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen erstellt, das dazu dient, 
für die Windenergienutzung geeignete Standorte zu ermitteln und damit eine gezielte 
Steuerung der Windenergienutzung auf Flächennutzungsplanebene vorzubereiten. 
Durch die Darstellung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen im FNP 2025 
werden die Voraussetzungen für eine planvolle und gezielte Errichtung von Windener-
gieanlagen geschaffen. So ist es möglich, die positiven Eigenschaften dieses Energie-
trägers und seinen Nutzen für den Klima- und Ressourcenschutz an solchen Standorten 
zu konzentrieren, die sich als besonders konfliktarm präsentieren. 
Als Ergebnis dieses Verfahrens sind zwei Bereiche im Stadtgebiet ermittelt worden, die 
sich als besonders geeignet für die Darstellung von Konzentrationszonen erwiesen ha-
ben.  

Entsprechend der Ergebnisse des Gutachtens werden beide Flächen im FNP 2025 als 
Konzentrationszonen für Windenergieanlagen dargestellt. 
 
 
Stellungnahmen und Anregungen sowie Beschlussvorschläge der Verwaltung 
 
Sowohl von Seiten der Öffentlichkeit als auch von Seiten der Behörden (Anlage 1) sind 
in den vorgenannten Planungsschritten Anregungen vorgetragen worden, die einer ent-
sprechenden Abwägung bedürfen. 
Der Beschlussvorschlag der Verwaltung zu den eingegangenen Stellungnahmen ist 
dem Abwägungsvorschlag (Anlage 2 und 3) zu entnehmen. 
 
 
Redaktionelle Änderungen und Ergänzungen nach der öffentlichen Auslegung 
 
Im Nachgang zur öffentlichen Auslegung wurden die in Anlage 4 aufgeführten Änderun-
gen an der FNP-Plandarstellung durchgeführt. Insbesondere ist hier die nicht Darstel-
lung von drei Weißflächen (siehe Punkt: Nutzungsanpassung im Regionalplan) im Flä-
chennutzungsplan zu nennen, sowie kleinere Nutzungsänderungen und Symbolergän-
zungen. 
Die betroffenen Themenkarten, der Teilplan Techn. Ver- und Entsorgung sowie die Be-
gründung und der Umweltbericht wurden entsprechend der durchgeführten Änderungen 
angepasst. 
Die textlichen Anpassungen und Aktualisierungen in der Begründung sind in der Anlage 
6 kenntlich gemacht. Gestrichene Textpassagen wurden hellrosa hinterlegt und durch-
gestrichen. Neu eingefügte Textpassagen sind gelbgrün hinterlegt. Die Anlage 7 enthält 
die zu beschließende Begründung mit allen Änderungen und Ergänzungen.  
Änderungen im Umweltbericht (Anlage 8) sowie Änderungen in den einzelnen Gebiets-
briefen (Anlage 8.1) wurden ebenfalls kenntlich gemacht (grau hinterlegt). Die Anlage 9 



sowie 9.1 und 9.2 enthält die zu beschließende Fassung des Umweltberichtes mit allen 
Änderungen und Ergänzungen.  
 
 
 
Weiteres Verfahren 
 
Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde 
Nach erfolgter Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Castrop-Rauxel bedarf der 
Flächennutzungsplan entsprechend § 6 BauGB der Genehmigung durch die höhere 
Verwaltungsbehörde. Die zuständige Behörde ist die Bezirksregierung Münster. 
Nach Erteilung der Genehmigung des Planes ist diese gemäß § 6 Abs. 5 BauGB orts-
üblich bekannt zu machen. Mit der Bekanntmachung wird der Flächennutzungsplan 
wirksam. 
 
Nutzungsanpassung im Regionalplan 
Der Flächennutzungsplan bedarf der landesplanerischen Zustimmung gem. § 34 Abs. 1 
und 5 Landesplanungsgesetz (LPIG NRW).  Der Regionalverband Ruhr hat darauf hin-
gewiesen, dass die im Flächennutzungsplan-Entwurf dargestellte Sonderbaufläche im 
Bereich der Bundesstraße B235 und BAB 42 (ehem. Xscape) sowie die westlich und 
östlich der Sonderbaufläche am Hafen Pöppinghausen dargestellte Grünflächen nicht 
den Zielen des Regionalplanes Emscher-Lippe entsprechen und daher regionalplaneri-
sche Bedenken bestehen. 
 
Der Bereich östlich der B235 und südlich der Grutholzallee war im Flächennutzungs-
planentwurf als Sonderbaufläche für die Gesundheitswirtschaft dargestellt. Im Regio-
nalplan des Regierungsbezirks Emscher-Lippe hingegen ist die Fläche als Allgemeiner 
Siedlungsbereich mit der Zweckbindung "Freizeiteinrichtungen und Freizeitanlagen" 
(ASBE) zeichnerisch dargestellt. Diese Darstellung beruht auf den ehemaligen Entwick-
lungsabsichten diesen Bereich für die Freizeitnutzung (Xscape) zu belegen. 
 
Der Bereich am Rhein-Herne-Kanal enthält im Flächennutzungsplanentwurf die Darstel-
lung einer Sonderbaufläche - S5 Freizeithafen- an die sich im Westen und Osten eine 
Grünfläche anschließt. Im Regionalplan Emscher-Lippe ist allerdings die gesamte Flä-
che als Allgemeiner Siedlungsbereich mit der Zweckbindung "Freizeiteinrichtungen und 
Freizeitanlagen" (ASBE) zeichnerisch dargestellt, so das die beabsichtigte Grünflä-
chendarstellung nicht mit den Darstellungen des Regionalplans korrespondieren.  
 
Da sonst gegen den Flächennutzugsplan-Entwurf keine Bedenken bestehen, wird vom 
Regionalverband Ruhr angeregt die Flächen aus der Darstellung der Flächennutzungs-
plan-Neudarstellung auszunehmen und im Rahmen der Neuaufstellung des Regional-
plans die Zielvorstellungen der Stadt Castrop-Rauxel zu berücksichtigen. 
 
Dieser Anregung wurde gefolgt und die Flächen aus der Darstellung ausgenommen 
(Weißfläche). Die im Flächennutzungsplan-Entwurf enthaltenen Entwicklungsabsichten, 
einer „Sonderbaufläche für die Gesundheitswirtschaft“ auf der Fläche östlich der B 235 
und einer „Grünfläche“ zur Freiraumsicherung westlich und östlich der Sondergebiets-
fläche im Bereich des Hafens Pöppinghausen, werden somit zu einem späteren Zeit-
punkt im Regionalplan aufgenommen. Anschließend ist über eine Flächennutzungs-
planänderung die Darstellung im Flächennutzungsplan nachzuholen. 
 
 



 
 
 
Unterlagen zum Feststellungsbeschluss 
 
Der Flächennutzungsplan einschließlich Begründung, Themenkarten, Umweltbericht 
und Abwägungsprotokoll zu den eingegangenen Stellungnahmen sowie Auflistung der 
Änderungen nach der öffentlichen Auslegung geht den einzelnen Fraktionen in Papier-
form zu. 
Die vollständigen Unterlagen, die unter anderem Karten und Gebietsbriefe zum Um-
weltbericht sowie Gutachten und Fachbeiträge umfassen, liegen den Unterlagen auf 
DVD bei. 
 
Im Sitzungsdienst „More! Rubin“ können die Anlagen 1 bis 9 abgerufen werden. 
 
Auf die Ausgabe in gedruckter Form wurde wegen des Umfangs verzichtet. Stattdessen 
liegen der Sitzungsvorlage alle Daten auf DVD bei. 
  
Alle Unterlagen können auch im Downloadportal der Stadt Castrop-Rauxel abgerufen 
werden: 
 
http://downloadB3.castrop-rauxel.de/DownloadFNP 
Benutzername:  FNP2025   
Kennwort:   IFLK2025 
 
 
 
Übersicht der Anlagen zum Feststellungsbeschluss 
 

 
 
 
 
 


